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Newsletter  
 
 
 
Handwerksrecht / Photovoltaik -Montage  
 

Abgrenzungswende 2025: PV -Aufdachmontage kein Minderhandwerk mehr – Eintra-

gungspflicht in die Handwerksrolle, Untersagungsverfügungen (§ 16 Abs. 3 HwO) und 

Bußgelder (§ 117 HwO, § 8 SchwarzArbG) – Verteidigung und Wege in die Legalität  

 
1. Einleitung  

 

Kaum ein Wirtschaftszweig ist zuletzt so 

schnell gewachsen wie die Montage von 

Photovoltaikanlagen. Getragen wurde der 

Boom auch von einer handwerksrechtli-

chen Besonderheit: Die reine Montage 

von Aufdachsystemen ohne Eingriff in die 

Dachunter - oder Fassade nkonstruktion 

galt nach dem zwischen Deutschem 

Handwerkskammertag (DHKT) und DIHK 

abgestimmten Abgrenzungsleitfaden als 

Minderhandwerk und konnte ohne Ein-

tragung in die Handwerksrolle ausgeübt 

werden. Auf dieser Grundlage sind bun-

desweit tausende „Solarteu r“-Betriebe 

entstanden.  

 

Anfang 2025 wurde der Leitfaden geän-

dert: Der Minderhandwerks -Passus für die 

PV -Aufdachmontage ist gestrichen. Wer 

ohne Eintragung weiter montiert, riskiert 

nun Untersagungsverfügungen, 

Bußgelder und Wettbewerbsabmahnun-

gen – bei vollen Auftragsbüchern ein exis-

tenzielles Risiko.  

 

2. Die Abgrenzungswende 2025  

 

Nach der neuen Lesart sind Dach - und 

Fassadenarbeiten bei der PV -Montage we-

sentliche Tätigkeiten des Dachdecker -, 

Klempner -, Metallbauer - oder Glaser-

handwerks. Die elektrotechnischen Arbei-

ten auf der DC -Seite bleiben wesentliche 

Tätigkeit des Elektrotechni kerhandwerks, 

das die Dachmontage als Zusammen-

hangstätigkeit nach § 5 HwO miterledigen 

darf; Entsprechendes gilt umgekehrt für 

die DC -Arbeiten des eingetragenen Dach-

deckerbetriebs. Für Angebot und Gesamt-

montage genügt damit die Eintragung mit 

dem Elektrote chniker - oder einem ver-

wandten Handwerk – ohne jede Eintra-

gung ist die gewerbliche PV -Montage hin-

gegen nicht mehr zulässig.  

http://www.baiker-richer.de/
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Dogmatisch entscheidend: Der Abgren-

zungsleitfaden ist eine verbandsinterne 

Abstimmungshilfe der Kammerorganisa-

tionen – weder Gesetz noch Rechtsverord-

nung. Verwaltungsgerichte sind an ihn 

nicht gebunden; ob eine konkrete Tätig-

keit „wesentlich“ im Sinne des § 1 Abs. 2 

HwO ist, bleibt eine Frage des Einzelfalls.  

 

3. Risiken für nicht eingetragene Be-

triebe  

 

Auf nicht eingetragene Betriebe kommen 

typischerweise vier Eskalationsstufen zu: 

Eintragungsaufforderung und Auskunfts-

verlangen der Handwerkskammer (§ 17 

HwO); Untersagungsverfügung nach § 16 

Abs. 3 HwO, regelmäßig mit Zwangsgeld-

androhung und sofortiger Vo llziehung; 

Bußgeldverfahren – bis 10.000 € nach § 117 

Abs. 1 Nr. 1 HwO, bei Leistungen in erheb-

lichem Umfang bis 50.000 € nach § 8 Abs. 

1 Nr. 1 lit. e, Abs. 3 SchwarzArbG, zuzüg-

lich Abschöpfung des wirtschaftlichen 

Vorteils nach § 17 Abs. 4 OWiG; schließli ch 

Wettbewerbsabmahnungen, da § 1 HwO 

Marktverhaltensregelung im Sinne des § 

3a UWG ist.  

 

Nicht zu übersehen ist die Auftraggeber-

haftung des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SchwarzArbG: 

Auch Generalunternehmer, Projektierer 

und Bauträger, die nicht eingetragene 

Montagekolonnen beauftragen, handeln 

ordnungswidrig, wenn sie die fehlende 

Eintragung kennen oder f ahrlässig nicht 

kennen.  

 

4. Verteidigungslinien  

 

Erste Linie ist der Tatbestandsangriff über 

§ 1 Abs. 2 HwO: Da der Leitfaden keine 

Rechtsnorm ist, bleibt im Einzelfall darzu-

legen, dass die konkret ausgeführten Ar-

beiten keine wesentlichen Tätigkeiten ei-

nes Anlage -A-Handwerks sind – etwa bei 

ballastierten  Flachdachsystemen ohne 

Eingriff in Abdichtung und Konstruktion 

oder bei Freiflächenanlagen. Die Darle-

gungs - und Beweislast trägt die Behörde; 

pauschale Verweise auf den Leitfaden ge-

nügen nicht.  

 

Hinzu tritt der Vertrauensschutz: Der ge-

änderte Leitfaden sieht selbst vor, dass Alt-

betriebe mit entsprechender Gewerbean-

meldung von den Kammern nicht eigen-

initiativ zur Eintragung aufgefordert wer-

den sollen; ihnen wird die Ausnahmebe-

willigung lediglich em pfohlen. Für Tat-

zeiträume vor der Änderung fehlt es im 

Bußgeldverfahren regelmäßig am Vorsatz; 

im Übrigen kommt ein Verbotsirrtum (§ 

11 Abs. 2 OWiG) in Betracht. Die Untersa-

gung nach § 16 Abs. 3 HwO steht im Er-

messen – mildere Mittel wie Fristsetzung, 

Teil beschränkung oder Duldung während 

eines laufenden Zulassungsverfahrens 

sind vorrangig; gegen die sofortige Vollzie-

hung hilft der Antrag nach § 80 Abs. 5 

VwGO.  

 

5. Wege in die Legalität  

 

Die nachhaltigste Verteidigung ist die Le-

galisierung: die Anstellung eines Betriebs-

leiters (§ 7 Abs. 1 HwO), die Altgesellenre-

gelung (§ 7b HwO) – deren Nachweisan-

forderungen die jüngere obergerichtliche 

Rechtsprechung auch für Klein - und Fa-

milienbetriebe e rleichtert hat –, die Aus-

nahmebewilligung (§ 8 HwO) sowie 
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Strukturlösungen mit Aufteilung von DC -

Montage, AC -Anschluss und nicht zulas-

sungspflichtiger Projektierung. Zu beach-

ten bleibt, dass illegal -selbständige Zeiten 

nicht auf die Tätigkeitszeiten des § 7b 

HwO angerechnet werden.  

 

6. Praxishinweise  

 

Betroffene Montagebetriebe sollten ihre 

Tätigkeitsbeschreibung, Gewerbeanmel-

dung und Qualifikationslage jetzt über-

prüfen und die Zulassung aktiv betreiben, 

bevor Kammer oder Ordnungsbehörde tä-

tig werden. Projektierer und Generalun-

ternehmer sollten die Eint ragung ihrer 

Nachunternehmer dokumentiert kontrol-

lieren. Dieselbe Beratungslogik gilt für den 

Wärmepumpenmarkt mit seinen Schnitt-

stellen zwischen Installateur - und Hei-

zungsbauer - sowie Kälteanlagenbauer-

handwerk.  

 

In eigener Sache:  

 

Baiker & Richter Rechtsanwälte (PartG) 

sind auf Verwaltungsrecht spezialisiert 

und vertreten im Handwerksrecht Be-

triebe, Projektierer und Verbände – von 

der Eintragung und Ausübungsberechti-

gung über Untersagungs - und Bußgeld-

verfahren bis zur gerichtlichen Vertretung 

in allen Instanzen.  


